
                     Anlage II 
Synopse 
(= Gegenüberstellung, vergleichende Darstellung) 
 
der Änderungen im Entwurf der 10. Änderungssatzung 
zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Gemeinde Rosendahl 
 
 

Text Altfassung: Text Neufassung: 

Aufgrund 
 
1. der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23.01.2018 (GV. NRW. 2018, S. 90), 

 
2. des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBl. 

I 2012, S. 212 ff.), zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 9 des Gesetzes 
vom 20.07.2017 BGBl. I 2017, S. 2808), 

 
 
3. § 7 der Gewerbeabfall-Verordnung vom 19.06.2002 (BGBl. I 2002, S. 

1938 ff), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 05.07.2017 
(BGBl. I 2017, S. 2234),  

 
 
4. des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes (ElektrG) vom 20.10.2015 

(BGBl I 2015, S. 1739 ff.), zuletzt geändert durch Art. 16 des Gesetzes 
vom 27.06.2017 (BGBl. I 2017, S. 1966), 

 
 
5. des Batteriegesetzes (BattG) vom 25.06.2009 (BGBl. I 2009, S. 1582), 

zuletzt geändert durch Art. 6 Abs. 10 des Gesetzes vom 13.04.2017 
(BGBl. I 2017, S. 872), 

 
6. des Verpackungsgesetzes (VerpackG- Art. 1 des Gesetzes zur Fort-

entwicklung der haushaltsnahen Getrennthaltung von wertstoffhaltigen 

Aufgrund  
 

1.  der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 
14.04.2020  (GV. NRW. 2020, S. 218 b, ber. 304 a),  

 
2. des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I 2012, 

S. 212 ff.), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Umsetzung 
der Abfallrahmenrichtlinie der Europäischen Union vom 23.10.2020 
(BGBl. I 2020, S. 2232 ff.),  

 
3. des § 7 der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) vom 18.04.2017 

(BGBl. I 2017, S. 896 ff.), zuletzt geändert durch Art. 5 Abs. 2 des Geset-
zes zur Umsetzung der Abfallrahmenrichtlinie der Europäischen Union 
vom 23.10.2020 (BGBl. I 2020, S. 2232 ff.),  

 
4. des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes (ElektroG) vom 20.10.2015 

(BGBl. I 2015, S. 1739 ff.), zuletzt geändert durch Art. 2 des Ersten Ge-
setzes zur Änderung des Batteriegesetzes vom 03.11.2020 (BGBl. I 
2020, S. 2280 ff.),  

 
5. des Batteriegesetzes (BattG) vom 25.06.2009 (BGBl. I 2009, S. 1582, 

zuletzt geändert Art.1 des Ersten Gesetzes zur Änderung des Batterie-
gesetzes vom 03.11.2020 (BGBl. I 2020, S. 2280 ff.),  

 
6. des Verpackungsgesetzes (VerpackG - Art. 1 des Gesetzes zur Fort-

entwicklung der haushaltsnahen Getrennthaltung von wertstoffhaltigen 
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Abfällen vom 05.07.2017 BGBl. I 2017, S. 2234 ff), 
 
 
 
7. der §§ 5,8 und 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 

(LAbfG NRW) vom 21. Juni 1988 (GV NW S. 250), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 07.04.2017 (GV. NRW. 2017, S. 442 ff.) sowie des  

 
8. § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I, S. 602), zuletzt geän-
dert durch Art. 5 des Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBl. I 2017, S. 
2808), 

 
- in den jeweils geltenden Fassungen – 

 
 

§ 1 
Aufgaben und Ziele 

 
(2) Die Gemeinde erfüllt insbesondere folgende abfallwirtschaftliche Auf-

gaben, die ihr gesetzlich zugewiesen sind: 
 

2. Information und Beratung über die Möglichkeiten der Vermeidung, 
Verwertung und Entsorgung von Abfällen (§ 46 KrWG). 

 
 
 

§ 2 
Abfallentsorgungsleistungen der Gemeinde 

 
(1) Die Entsorgung von Abfällen durch die Gemeinde umfasst das Ein-

sammeln und Befördern der Abfälle zu den Abfallentsorgungsanlagen 
oder Müllumschlagstationen des Kreises, wo sie sortiert, verwertet oder 
umweltverträglich beseitigt werden. Wiederverwertbare Abfälle werden 
getrennt eingesammelt und befördert, damit sie einer Verwertung zuge-
führt werden können. 

 
 
 

Abfällen vom 05.07.2017 – BGBl. I 2017, S. 2234 ff.), zuletzt geändert 
durch Art. 3 des Gesetzes zur Umsetzung der Abfallrahmenrichtlinie 
der Europäischen Union vom 23.10.2020 (BGBl. I 2020, S. 2232 ff.), 

 
7. der §§ 5, 8 und 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 

(LAbfG NRW) vom 21. Juni 1988, zuletzt geändert durch Gesetz vom 
07.04.2017 (GV NRW 2017, S. 442 ff, 

 
8. des § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1987 

(OWiG- BGBl. I 1987, S. 602), zuletzt geändert durch Art. 185 der Ver-
ordnung vom 19.06.2020 (BGBl. I 2020, S. 1328) 

 
- in den jeweils geltenden Fassungen -  

 
 

§ 1 
Aufgaben und Ziele 

 
(2) Die Gemeinde erfüllt insbesondere folgende abfallwirtschaftliche Aufga-

ben, die ihr gesetzlich zugewiesen sind:) 
 

2. Information und Beratung über die Möglichkeiten der Vermeidung, 
Vorbereitung zur Wiederverwendung, Verwertung und Entsorgung 
von Abfällen (§ 46 KrWG). 

 
 

§ 2 
Abfallentsorgungsleistungen der Gemeinde 

 
(1) Die Entsorgung von Abfällen durch die Gemeinde umfasst das Einsam-

meln und Befördern der Abfälle zu den Abfallentsorgungsanlagen oder 
Müllumschlagstationen des Kreises, wo sie sortiert, der Vorbereitung zur 
Wiederverwendung, der Verwertung oder der Beseitigung zugeführt wer-
den. Wiederverwertbare Abfälle werden - soweit erforderlich (§ 9 KrWG) - 
getrennt eingesammelt und befördert, damit sie einer Verwertung zuge-
führt werden können. Bei den eingesammelten Abfällen handelt es sich 
insbesondere um Siedlungsabfälle im Sinne des § 3 Abs. 5 a KrWG. 

 
(2) Im Einzelnen erbringt die Gemeinde gegenüber den Benutzern der kom-
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(2) Im Einzelnen erbringt die Gemeinde gegenüber den Benutzern der 
kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung folgende Abfallentsorgungs-
leistungen: 

 
1.  Einsammeln und Befördern von Restmüll 

 
2.  Einsammeln und Befördern von Bioabfällen innerhalb der im Zu-

sammenhang bebauten Ortsteile. Unter Bioabfällen sind hierbei alle 
im Abfall enthaltenen biologisch abbaubaren Abfallanteile zu ver-
stehen, wie z.B. Speisereste, Zimmer- und Gartenpflanzen, Sträu-
cher, Strauch und Baumastschnitt, Rasenschnitt und sonstige Gar-
tenabfälle (vgl. § 3 Abs. 7 KrWG) 

 
3.  Einsammeln und Befördern von Altpapier, soweit es sich nicht um 

Einweg-Verkaufsverpackungen aus Pappe/Papier/Karton handelt. 
 

4.  Einsammeln und Befördern von sperrigen Abfällen/Sperrmüll (Wert-
stoffhof). 

 
5.  Einsammeln und Befördern von Altkunststoffen (Wertstoffhof). 

 
6.  Einsammeln und Befördern von Altholz (Wertstoffhof). 

 
7.  Einsammeln und Befördern von Elektro- und Elektronik-Altgeräten 

nach dem ElektroG und § 16 Abs. 3 dieser Satzung (Wertstoffhof). 
 

8.  Einsammeln und Befördern von sperrigem Altmetall (Wertstoffhof). 
 

9.  Einsammeln und Befördern von Altteppichen/Teppichböden (Wert-
stoffhof). 

 
10.  Einsammeln und Befördern von schadstoffhaltigen Abfällen in stati-

onären Sammelstellen mit Schadstoffmobilen. 
 

11.  Information und Beratung über die Vermeidung, Verwertung und 
Entsorgung von Abfällen. 

 
12.  Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von Straßenpapierkörben 

munalen Abfallentsorgungseinrichtung folgende Abfallentsorgungs-
leistungen 

 
1. Einsammlung und Beförderung von Restmüll 
 
2. Einsammlung und Beförderung von Bioabfällen innerhalb der im Zu-

sammenhang bebauten Ortsteile. (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 KrWG). 
Unter Bioabfällen sind hierbei alle im Abfall enthaltenen biologisch ab-
baubaren Abfallanteile zu verstehen (vgl. § 3 Abs. 7 KrWG);  

 
3. Einsammlung und Beförderung von Kunststoffabfällen, soweit es 

sich nicht um Einweg-Verpackungen im Sinne des § 3 VerpackG han-
delt (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KrWG); 

 
4. Einsammlung und Beförderung von Metallabfällen, soweit es sich 

nicht um Einweg-Verpackungen im Sinne des § 3 VerpackG handelt 
(§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 KrWG); 

 
5. Einsammlung und Beförderung von Altpapier (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 

4 KrWG); hierzu gehört Altpapier, welches keine Einweg-Verpackung 
(§ 3 Abs. 1 VerpackG) aus Papier/Pappe/Karton darstellt, wie z. B. 
Zeitungen, Zeitschriften und Schreibpapier; Einweg-Verkaufs-
verpackungen aus Pappe/Papier/Karton werden ebenfalls erfasst, 
sind aber dem privatwirtschaftlichen Dualen System auf der Grundla-
ge der §§ 13 ff. VerpackG zugeordnet (§ 2 Abs. 3 dieser Satzung). 

 
6. Einsammlung und Beförderung von Glasabfällen, soweit es sich nicht 

um Einweg-Verpackungen im Sinne des § 3 VerpackG handelt (§ 20 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 KrWG und § 2 Abs. 3 dieser Satzung); 

 
7. Einsammlung und Beförderung von Alttextilien (§ 20 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 6 KrWG); 12) 
 
8. Einsammlung und Beförderung von sperrigen Abfällen (Sperrmüll; § 

20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 KrWG); 
 
9. Einsammlung und Beförderung von Elektro- und Elektronik-

Altgeräten nach dem Elektro- und Elektronikgerätegesetz (Elekt-
roG) und § 16 Abs. 2 dieser Satzung;  
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13.  Einsammeln und Befördern verbotswidriger Abfallablagerungen auf 
den der Allgemeinheit zugänglichen Grundstücken (sog. „wilde 
Müllkippen“). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Das Einsammeln und Befördern der Abfälle erfolgt durch eine grundstücks-
bezogene Abfallentsorgung mit Abfallgefäßen (Restmüllgefäß, Biomüllgefäß, 
Papierabfallgefäß), sowie durch eine getrennte Einsammlung von Abfällen 
außerhalb der regelmäßigen grundstücksbezogenen Abfallentsorgung (Ab-
fallcontainer auf dem Wertstoffhof, Erfassung von schadstoffhaltigen Abfäl-
len über das Schadstoffmobil). Die näheren Einzelheiten sind in den §§ 4, 10 
– 16 dieser Satzung geregelt. 
 

 
 

§ 3 
Ausgeschlossene Abfälle 

 
(1) Vom Einsammeln und Befördern durch die Gemeinde sind gemäß § 20 

Abs. 2 KrWG mit Zustimmung der zuständigen Behörde ausgeschlos-
sen: 

 
1. Folgende Abfälle, die aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 25 

KrWG einer Rücknahmepflicht unterliegen, bei denen entsprechen-
de Rücknahmevorrichtungen tatsächlich zur Verfügung stehen und 

 
10. Einsammlung und Beförderung von Altbatterien gemäß § 13 Batte-

riegesetz (BattG); 
 

11. Einsammlung und Beförderung von gefährlichen Abfällen in stationä-
ren Sammelstellen und/oder mit Schadstoffmobilen (§ 20 Abs. 2 Satz 
1 Nr. 8 KrWG); 

 
12. Information und Beratung über die Vermeidung, Vorbereitung zur 

Wiederverwendung, Verwertung und Entsorgung von Abfällen (§ 46 
KrWG); 

 
13. Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von Straßenpapierkörben; 

 
14. Einsammeln und Befördern verbotswidriger Abfallablagerungen auf 

den der Allgemeinheit zugänglichen Grundstücken (sog. „wilde Müll-
kippen“). 

 
Das Einsammeln und Befördern der Abfälle erfolgt gemäß § 9 und § 9 a 
KrWG durch eine grundstücksbezogene Abfallentsorgung mit Abfall-
gefäßen (Restmüllgefäß, Biomüllgefäß, Papierabfallgefäß), sowie durch 
eine getrennte Einsammlung von Abfällen außerhalb der regelmäßigen 
grundstücksbezogenen Abfallentsorgung (Abfallcontainer auf dem Wert-
stoffhof, Erfassung von schadstoffhaltigen Abfällen über das Schadstoff-
mobil). Die näheren Einzelheiten sind in den §§ 4, 10 – 16 dieser Sat-
zung geregelt. 
 
 

§ 3 
Ausgeschlossene Abfälle 

 
(1) Vom Einsammeln und Befördern durch die Gemeinde sind gemäß § 20 

Abs. 3 KrWG folgende Abfälle mit Zustimmung der zuständigen Behör-
de ausgeschlossen: 
 
1. Abfälle, die aufgrund eines Gesetzes (z. B. VerpackG) oder einer 

Rechtsverordnung nach § 25 KrWG einer Rücknahmepflicht unter-
liegen, bei denen entsprechende Rücknahmevorrichtungen tatsäch-
lich zur Verfügung stehen und bei denen die Gemeinde nicht durch 
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bei denen die Gemeinde nicht durch Erfassung als ihr übertragene 
Aufgabe bei der Rücknahme mitwirkt (§ 20 Abs. 2 Satz 1 KrWG). 
 
 

2. Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 
Haushaltungen, insbesondere aus Industrie- und Gewerbebetrieben, 
soweit diese nach Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in 
Haushaltungen anfallenden Abfällen eingesammelt, befördert oder 
beseitigt werden können oder die Sicherheit der umweltverträglichen 
Beseitigung im Einklang mit dem Abfallwirtschaftsplan des Landes 
durch einen anderen Entsorgungsträger oder Dritten gewährleistet 
ist (§ 20 Abs. 2 Satz 2 KrWG). Zulässige Abfälle sind in der als An-
lage 1 zu dieser Satzung beigefügten Liste aufgeführt; die Liste ist 
Bestandteil dieser Satzung. 

 
(2) Die Gemeinde kann den Ausschluss von der Entsorgung mit Zustim-

mung der zuständigen Behörde widerrufen, wenn die Voraussetzungen 
für den Ausschluss nicht mehr vorliegen (§ 20 Abs. 2 Satz 3 KrWG). 

 
 

§ 4 
Sammeln von schadstoffhaltigen Abfällen 

 
(1) Abfälle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihrer besonderen 

Schadstoffbelastung zur Wahrung des Wohls der Allgemeinheit einer 
getrennten Entsorgung bedürfen (gefährliche Abfälle i.S.d. § 3 Abs. 5 
KrWG i.V.m. § 48 KrWG sowie der Abfall-Verzeichnis-Verordnung) 
werden von der Gemeinde bei mobilen Sammelfahrzeugen angenom-
men. Dies gilt auch für Kleinmengen vergleichbarer Abfälle aus Gewer-
be- und Dienstleistungsbetrieben, soweit sie mit den in Satz 1 genann-
ten Abfällen entsorgt werden können. 

 
 
 
 
 

§ 7 
Ausnahmen vom Benutzungszwang 

Ein Benutzungszwang nach § 6 besteht nicht, 

Erfassung als ihr übertragene Aufgabe bei der Rücknahme mitwirkt 
(§ 20 Abs. 3 Satz1 KrWG). 

 
2. Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 

Haushalten, insbesondere aus Industrie- und Gewerbebetrieben, 
soweit diese nach Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in 
Haushaltungen anfallenden Abfällen eingesammelt, befördert oder 
beseitigt werden können oder die Sicherheit der umweltverträglichen 
Beseitigung im Einklang mit dem Abfallwirtschaftsplan des Landes 
durch einen anderen öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger oder 
Dritten gewährleistet ist ( § 20 Abs. 3 Satz 2 KrWG). Diese Abfälle 
sind in der als Anlage 1 zu dieser Satzung beigefügten Liste aufge-
führt; die Liste ist Bestandteil dieser Satzung.  

 
(2) Die Gemeinde kann den Ausschluss von der Entsorgung mit Zustimmung 

der zuständigen Behörde widerrufen, wenn die Voraussetzungen für den 
Ausschluss nicht mehr vorliegen (§ 20 Abs. 3 Satz 3 KrWG). 

 
 

§ 4 
Sammeln von gefährlichen Abfällen 

 
(1) Abfälle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihrer besonderen Schad-

stoffbelastung zur Wahrung des Wohls der Allgemeinheit einer getrenn-
ten Entsorgung bedürfen (gefährliche Abfälle i. S. d. § 3 Abs. 5 KrWG i. 
V. m. § 48 KrWG sowie der Abfall-Verzeichnis-Verordnung) werden von 
der Gemeinde bei den von ihr betriebenen stationären Sammelstellen 
und/oder mobilen Sammelfahrzeugen angenommen. Dieses gilt auch für 
Kleinmengen vergleichbarer Abfälle aus Gewerbe- und Dienstleistungs-
betrieben, soweit sie mit den in Satz 1 genannten Abfällen entsorgt wer-
den können (§ 5 Abs. 3 LAbfG NRW). Gefährliche Abfälle sind gemäß § 9 
a KrWG vom Abfallerzeuger (§ 3 Abs. 8 KrWG) bzw. Abfallbesitzer (§ 3 
Abs. 9 KrWG) von anderen Abfallen getrennt zu halten und der Gemein-
de zu überlassen.  

 
 

§ 7 
Ausnahmen vom Benutzungszwang 

Ein Benutzungszwang nach § 6 besteht nicht, soweit  
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- soweit Abfälle gemäß § 3 Abs. 1 dieser Satzung von der kommuna-

len Abfallentsorgungseinrichtung ausgeschlossen sind; 
 

- soweit Abfälle einer Rücknahme- oder Rückgabepflicht aufgrund ei-
ner Rechtsverordnung nach § 25 KrWG unterliegen und die Ge-
meinde an deren Rücknahme nicht mitwirkt (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
KrWG); 

 
- soweit Abfälle in Wahrnehmung der Produktverantwortung nach § 

23 KrWG freiwillig zurückgenommen werden, wenn dem zurück-
nehmenden Hersteller oder Vertreiber durch die zuständige Behör-
den ein Freistellungs- oder Feststellungsbescheid nach § 26 Abs. 4 
oder Abs. 6 KrWG erteilt worden ist (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
KrWG); 

 
- soweit Abfälle zur Verwertung, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 

Abs. 5 KrWG sind, durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2, 
§ 18 KrWG zulässige, gemeinnützige Sammlung einer ordnungsge-
mäßen und schadlosen Verwertung zugeführt werden; 

 
soweit Abfälle, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG 
sind, durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, Abs. 3, § 18 KrWG 
zulässige gewerbliche Sammlung einer ordnungsgemäßen und 
schadlosen Verwertung zugeführt werden. 

 
 

§ 8 
Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang 

an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung 
 
(2) Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang besteht bei 

Grundstücken, die nicht zu Wohnzwecken, sondern anderweitig z.B. in-
dustriell/gewerblich genutzt oder gewerblich genutzt werden, wenn der 
Abfallerzeuger/Abfallbesitzer nachweist, dass er/sie die bei ihm anfal-
lenden Abfälle zur Beseitigung in eigenen Anlagen beseitigt (Eigenbe-
seitigung) und keine überwiegenden öffentlichen Interessen eine Über-
lassung der Abfälle zur Beseitigung erfordern.  
Die Gemeinde stellt auf der Grundlage der Darlegungen der/des An-

 
- Abfälle gemäß § 3 Abs. 1 dieser Satzung von der kommunalen Abfallent-

sorgungseinrichtung ausgeschlossen sind; 
 
- soweit Abfälle einer Rücknahme- oder Rückgabepflicht aufgrund einer 

Rechtsverordnung nach § 25 KrWG unterliegen und die Gemeinde an 
deren Rücknahme nicht mitwirkt (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 KrWG); 

 
 
- soweit Abfälle in Wahrnehmung der Produktverantwortung nach § 23 

KrWG freiwillig zurückgenommen werden, wenn dem zurücknehmenden 
Hersteller oder Vertreiber durch die zuständige Behörde ein Freistel-
lungs- oder Feststellungsbescheid gemäß § 26 Abs. 3 oder Abs. 4 KrWG 
erteilt worden ist (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KrWG); 

 
 
- soweit Abfälle zur Verwertung, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 

5 KrWG sind, durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2, § 18 
KrWG zulässige, gemeinnützige Sammlung einer ordnungsgemäßen und 
schadlosen Verwertung zugeführt werden; 

 
- soweit Abfälle, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG sind, 

durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, Abs. 3, § 18 KrWG zulässige 
gewerbliche Sammlung einer ordnungsgemäßen und schadlosen Ver-
wertung zugeführt werden. 

 
 

§ 8 
Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang 

an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung 
 
(2) Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang besteht bei 

Grundstücken, die nicht zu Wohnzwecken, sondern anderweitig z. B. in-
dustriell/gewerblich genutzt oder gewerblich genutzt werden, wenn der 
Abfallerzeuger/Abfallbesitzer nachweist, dass er/sie die bei ihm anfallen-
den Abfälle zur Beseitigung in eigenen Anlagen beseitigt (Eigenbeseiti-
gung) und kein überwiegendes öffentliches Interesse eine Überlassung 
der Abfälle zur Beseitigung erfordern.  
Die Gemeinde stellt auf der Grundlage der Darlegungen der/des An-
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schluss- und/oder Benutzungspflichtigen fest, ob eine Ausnahme vom 
Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 17 Abs. 1 Satz 2 zweiter 
Halbsatz KrWG besteht. 

 
 

§ 16 
Sperrige Abfälle/Wertstoffhof 

 
 
(1) Die Gemeinde Rosendahl betreibt gemeinsam mit den Nachbarge-

meinden Billerbeck und Coesfeld einen Wertstoffhof. Mit der Durchfüh-
rung ist die Fa. Remondis auf deren Gelände in Coesfeld, Brink 37 b 
beauftragt. Die Einrichtung wird im Bringsystem betrieben. Die Öff-
nungszeiten werden im jährlich erscheinenden Veranstaltungskalender 
oder auf sonstige geeignete Weise bekannt gegeben. 

 
(2) Der Anschlussberechtigte und jeder andere Abfallbesitzer im Gebiet der 

Gemeinde hat im Rahmen der §§ 2 - 4 das Recht, sperrige Abfälle, die 
wegen ihres Umfanges oder ihres Gewichts nicht in den nach dieser 
Satzung zugelassenen Abfallbehältern (§10) eingefüllt werden können 
(Sperrmüll), gesondert am Wertstoffhof abzugeben. 

 
 
 
(3) Soweit Transportprobleme bestehen, bietet das beauftragte Entsor-

gungsunternehmen - oder auch Dritte - die Möglichkeit einer Einzel-
abfuhr. Die Durchführung und Abrechnung erfolgt durch die Beauftrag-
ten auf privatrechtlicher Basis. Bezüglich des Bereitstellungsplatzes bei 
dieser Abholung gilt § 12 entsprechend. 

 
(4) Zum Sperrgut gehören ausschließlich Gegenstände aus privaten Haus-

haltungen. Am Wertstoffhof sind Behälter für folgende Abfälle aufge-
stellt:  

 
Altglas:  Flaschen und Gläser getrennt nach Weiß-, Braun- und 

Grünglas; kein Flachglas (Scheiben) 
 
Altkleider: Textilien und Stoffe, Schuhe  
Altkunststoff: großes Spielzeug aus Kunststoff, sperrige Verbundstof-

schluss- und/oder Benutzungspflichtigen fest, ob eine Ausnahme vom 
Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 17 Abs. 1 Satz 2 2. Halb-
satz KrWG i. V. m. § 7 Gewerbeabfallverordnung besteht. 

 
 

§ 16 
Entsorgung von Sperrmüll, Elektro- und Elektronik-Altgeräten und Alt-

batterien  
 
(1) Die Gemeinde Rosendahl betreibt gemeinsam mit den Nachbargemein-

den Billerbeck und Coesfeld einen Wertstoffhof. Mit der Durchführung ist 
die Fa. Remondis auf deren Gelände in Coesfeld, Brink 37 b beauftragt. 
Die Einrichtung wird im Bringsystem betrieben. Die Öffnungszeiten wer-
den im jährlich erscheinenden Veranstaltungskalender oder auf sonstige 
geeignete Weise bekannt gegeben. 

 
(2) Der Anschlussberechtigte und jeder andere Abfallbesitzer im Gebiet der 

Gemeinde hat im Rahmen der §§ 2 - 4 das Recht, sperrige Abfälle, die 
wegen ihres Umfanges oder ihres Gewichts nicht in den nach dieser Sat-
zung zugelassenen Abfallbehältern (§ 10) eingefüllt werden können 
(Sperrmüll), gesondert am Wertstoffhof abzugeben. Auch sperrige Abfälle 
sind gemäß § 3 Abs. 5 a Nr. 1 KrWG Siedlungsabfälle im Sinne des § 14 
Abs. 1 KrWG. 

 
(3)  Soweit Transportprobleme bestehen, bietet das beauftragte Entsor-

gungsunternehmen - oder auch Dritte - die Möglichkeit einer Einzel-
abfuhr. Die Durchführung und Abrechnung erfolgt durch die Beauftragten 
auf privatrechtlicher Basis. Bezüglich des Bereitstellungsplatzes bei die-
ser Abholung gilt § 12 entsprechend. 

 
(4) Zum Sperrgut gehören ausschließlich Gegenstände aus privaten Haus-

haltungen. Am Wertstoffhof sind Behälter für folgende Abfälle aufgestellt:  
 

Altglas:  Flaschen und Gläser getrennt nach Weiß-, Braun- und 
Grünglas; kein Flachglas (Scheiben) 

 
Altkleider: Textilien und Stoffe, Schuhe  

Altkunststoff: großes Spielzeug aus Kunststoff, sperrige Verbundstoffe 
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fe aus Haushaltungen usw.  
 
Altmetall: Metallteile wie Fahrräder, Spülen, Eisenstangen, Wä-

sche-ständer usw. 
 
Altpapier: Sperrige Kartonagen und Pappen, Zeitungen und Zeit-

schriften - bis 0,5 cbm - 
 
Ast-/ 
Strauchwerk:  Ast- und Strauchwerk, Laub und Vertikutiermaterial, 

soweit die Entsorgung über die Biotonne nicht möglich 
ist – jedoch keine Bioabfälle und kein Rasenschnitt  

 
CD`s: Musik- und Computer- CD`s 
 
Elektroschrott: 

Sammelgruppe 1 Wärmeüberträger 
Sammelgruppe 2 Bildschirme, Monitore und Gerä-

te, die Bildschirme mit einer 
Oberfläche von mehr als 100 
Quadratzentimeter enthalten 

Sammelgruppe 3 Lampen 
Sammelgruppe 4 Großgeräte 
Sammelgruppe 5 Kleingeräte und kleine Geräte der 

Informations- und Telekommuni-
kationstechnik 

Sammelgruppe 6 Photovoltaikanlagen 
 

Korken:  Flaschenkorken aus Kork 
 

Möbelholz:  beschichtete und unbeschichtete Möbelteile aus Holz 
wie z.B. Schränke, Regalbretter, Stühle, Tische, Bett-
gestelle usw. – jedoch keine Vertäfelungen und keine 
Gartenhölzer 

PE-Folien: sperrige Verpackungsfolien bis 0,5 cbm – jedoch keine 
Silofolien 

 
Sperrmüll: sperrige Gegenstände aus Haushaltungen, die wegen 

ihrer Größe nicht über das Restmüllgefäß entsorgt wer-

aus Haushaltungen usw.  
 
Altmetall: Metallteile wie Fahrräder, Spülen, Eisenstangen, Wä-

sche-ständer usw. 
 
Altpapier: Sperrige Kartonagen und Pappen, Zeitungen und Zeit-

schriften - bis 0,5 cbm - 
 
Ast-/ 
Strauchwerk:  Ast- und Strauchwerk, Laub und Vertikutiermaterial, so-

weit die Entsorgung über die Biotonne nicht möglich ist – 
jedoch keine Bioabfälle und kein Rasenschnitt  

 
CD`s: Musik- und Computer- CD`s 

 
Elektroschrott: 

Sammelgruppe 1 Wärmeüberträger 
Sammelgruppe 2 Bildschirme, Monitore und Geräte, 

die Bildschirme mit einer Oberflä-
che von mehr als 100 Quadratzen-
timeter enthalten 

Sammelgruppe 3 Lampen 
Sammelgruppe 4 Großgeräte 
Sammelgruppe 5 Kleingeräte und kleine Geräte der 

Informations- und Telekommunika-
tionstechnik 

Sammelgruppe 6 Photovoltaikanlagen 
 

Korken:  Flaschenkorken aus Kork 
 

Möbelholz:  beschichtete und unbeschichtete Möbelteile aus Holz wie 
z.B. Schränke, Regalbretter, Stühle, Tische, Bettgestelle 
usw. – jedoch keine Vertäfelungen und keine Gartenhöl-
zer 

PE-Folien: sperrige Verpackungsfolien bis 0,5 cbm – jedoch keine 
Silofolien 

Sperrmüll: sperrige Gegenstände aus Haushaltungen, die wegen ih-
rer Größe nicht über das Restmüllgefäß entsorgt werden 
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den können, wie z.B. Polstermöbel, Matratzen usw. 
 
Teppiche:  Altteppiche, Teppichböden, Teppichbodenreste, Läufer  
 
Kleinmengen von Bauschutt, Baumischabfällen und Bauholz sowie Gar-
tenhölzer werden auf privatrechtlicher Basis vom Betreiber des Wert-
stoffhofes angenommen. Die hierfür anfallenden Transport- und Verwer-
tungskosten werden direkt zwischen Anlieferern und Unternehmen abge-
rechnet. 
 
Die Container sind entsprechend ihrer Kennzeichnung zu benutzen. 
 
In Streitfällen, ob Gegenstände oder Stoffe zu den sperrigen Abfällen 
gemäß Absatz 2 oder Absatz 4 gehören, entscheidet die Gemeinde Ro-
sendahl. 
 
 

 

können, wie z.B. Polstermöbel, Matratzen usw. 
 
Teppiche:  Altteppiche, Teppichböden, Teppichbodenreste, Läufer  
 
Kleinmengen von Bauschutt, Baumischabfällen und Bauholz sowie Gar-
tenhölzer werden auf privatrechtlicher Basis vom Betreiber des Wert-
stoffhofes angenommen. Die hierfür anfallenden Transport- und Verwer-
tungskosten werden direkt zwischen Anlieferern und Unternehmen abge-
rechnet. 

Die Container sind entsprechend ihrer Kennzeichnung zu benutzen. 
 
In Streitfällen, ob Gegenstände oder Stoffe zu den sperrigen Abfällen 
gemäß Absatz 2 oder Absatz 4 gehören, entscheidet die Gemeinde Ro-
sendahl. 

 
(5) Elektro- und Elektronik-Altgeräte i. S. d. § 3 Nr. 1 ElektroG sind vom 

Besitzer der Altgeräte gemäß § 10 Abs. 1 Satz 1 ElektroG getrennt 
vom unsortierten Siedlungsabfall, insbesondere Sperrmüll, gesondert 
zum Wertstoffhof zu bringen (§§ 13, 14 ElektroG). Besitzer von Altgerä-
ten haben Altbatterien und Altakkumulatoren, die nicht von Altgeräten 
umschlossen sind, gemäß § 10 Abs. 1 Satz 2 ElektroG vor der Abgabe 
an der Erfassungsstelle von diesen zu trennen und der gesonderten 
Altbatterien-Entsorgung am Wertstoffhof zuzuführen. Dieses gilt ge-
mäß § 10 Abs. 1 Satz 3 ElektroG nicht, soweit nach § 14 Abs. 5 Satz 2 
und Satz 3 ElektroG Altgeräte separiert werden, um sie für die Wieder-
verwendung vorzubereiten.  
 

(6) Altbatterien i. S. d. § 2 Abs. 9 Batteriegesetz (BattG) sind vom End-
nutzer (§ 2 Abs. 13 BattG) als Besitzer von Altbatterien gemäß § 11 
Abs. 1 Satz 1 BattG vom unsortierten Siedlungsabfall einer getrenn-
ten Erfassung zuzuführen. Dieses gilt gemäß § 11 Abs. 1 Satz 2 BattG 
nicht für Altbatterien, die in andere Produkte fest eingebaut worden sind.  
 

 
  


